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Netz gegen Rassismus,
für gleiche Rechte zur
Koalitionsvereinbarung

Eine erste Bewertung der Koa-
litionsvereinbarung der CDU/
CSU–SPD Bundesregierung in
Bezug auf Migrations- und In-

tegrationspolitik hat das „Netz gegen
Rassismus, für gleiche Rechte“ vorge-
legt. Das Netz ist ein Zusammen-
schluss selbstständiger Organisatio-
nen, die gemeinsame Ziele in der Anti-
rassismuspolitik verfolgen. Die Koordi-
nierung liegt beim Referat Migrations-
politik des DGB Bundesvorstands.

Grundsätzlich hätte das Netz erwartet,
dass die Koalitionsparteien Einwande-
rung und Integration „nicht nur unter
dem Vorzeichen einer Bedrohung der
Gesellschaft betrachten, sondern die Be-
deutung der Migrantinnen und Mig-
ranten für Wirtschaft und Gesellschaft
herausstellen, sowie die Herausforderun-
gen einer Einwanderungsgesellschaft
umfassend annehmen“. Gleichzeitig be-
grüßt das Netz, „dass die Herausforde-
rungen in der Integrationspolitik als
ressortübergreifende Aufgabe“ aner-

kannt werden oder auch, „dass im
Bereich der Jugendhilfe die interkultu-
relle Kompetenz gestärkt werden soll“.

Bei den ins Auge gefassten Integra-
tionsmaßnahmen unterstützt das Netz
ausdrücklich die Koalitionsparteien in
der „Zielsetzung, das kommunale
Wahlrecht auch auf Drittstaatsange-
hörige auszuweiten, auch wenn dafür
eine Änderung des Grundgesetzes
erforderlich ist“.

Kritisiert wird in Bezug auf das Zuwan-
derungsgesetz, dass bestehende Män-
gel nicht beseitigt werden und fordert
eine Bleiberechtsregelung, einen Ar-
beitsmarktzugang für Geduldete und
eine Veränderung der Widerrufspraxis,
in deren Rahmen das Bundesamt für
Migration und Flüchtlinge in den ersten
acht Monaten massenhaft den Status
anerkannte Flüchtlinge widerrufen hat.

Auf dem Feld Menschen ohne Aufent-
haltstitel bedauert das Netz, dass die
Koalitionsparteien sich zu keiner kla-
ren Aussage durchringen konnten und
erinnert daran, dass grundlegende
Menschenrechte auch Menschen

ohne legalen Status zustehen, etwa
Zugang zu Gesundheitseinrichtungen
und Bildung sowie der Schutz vor
Ausbeutung. Wörtlich heißt es:
„Dieser Schutz kann nur durchgesetzt
werden, wenn die humanitäre Unter-
stützung frei bleibt vom Zwang der
Meldung an die Ausländerbehörde.

Einen weiteren Kritikpunkt sieht das
Netz darin, das CDU/CSU–SPD sich
nicht ausreichend „den mit dem
Rechtsextremismus verbundenen poli-
tischen und gesellschaftlichen Heraus-
forderungen“ stellen. Eine Forderung:
Die von verschiedenen Seiten vorge-
schlagene Gründung einer Stiftung,
um damit zivilgesellschaftliche Orga-
nisationen in ihrer Arbeit gegen
Rassismus längerfristig und vor allem
unabhängig von „Förderkonjunkturen“
unterstützen zu können.

Die Stellungnahme „Ergebnisse der
Koalitionsvereinbarung – Erste Bewer-
tungen durch das Netz gegen Rassis-
mus, für gleiche Rechte“ kann herunter-
geladen werden unter:
www.migration-online.de/dossier-
bundestagswahl
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Das Aufenthaltsrecht für ehemalige
Deutsche und die Handhabung dessen
durch die Bundesländer war ein Thema
auf einer Sitzung des Arbeitskreises
Migration des DGB Bundesvorstands
am 27./28. Oktober 2004 in Leipzig.

Hintergrund: Deutsche Staatsbürger,
die nach dem 1. Januar 2000 (In-Kraft-
Treten des neuen Staatsangehörig-
keitsrechts) eine andere Staatsange-
hörigkeit angenommen haben, verlie-
ren automatisch ihre deutsche Staats-
bürgerschaft (wenn nicht ausdrücklich
die Möglichkeit einer doppelten
Staatsangehörigkeit möglich ist). Um
herauszufinden, wer möglicherweise
vom Verlust der deutschen Staatsbür-
gerschaft betroffen ist, haben die
Innenminister der Bundesländer (mit
Ausnahme Berlins) Personen ange-
schrieben, die dafür infrage kommen

könnten. Diese Daten hat der DGB in
einer Umfrage bei den Ministerien
abgefragt. Die Ergebnisse wurden auf
der Sitzung des AK Migration vorge-
stellt. Die Tatsache, dass fast aus-
schließlich türkeistämmige Menschen
angeschrieben wurden stellt aus Sicht
des Gremiums eine Diskriminierung
dar. Zu den Daten selber ist festzuhal-
ten, dass die Zahl der Betroffenen

weit unter den ursprünglichen Schät-
zungen von 50.000 liegen. Diejenigen,
die tatsächlich vom Verlust der Staats-
bürgerschaft betroffen sind, können
nach § 38 des Aufenthaltsgesetzes
einen Aufenthaltstitel beantragen.

Eine ausführlichere Darstellung unter:
www.migration-online.de/
dgb-stabue-umfrage

Bundesland Angeschrieben Rückmeldung Betroffene
Sachsen-Anhalt 116 110 4
Sachsen 90 83 1
Brandenburg 119 111 41)

Bremen 3.853 3.358 521
Hamburg 6.614 6.477 619
Baden-Württemberg 47.886 37.481 4232)

Bayern 43.834 42.509 5.862
Berlin keine Abfrage
Hessen 27.520 25.371 5.210
Mecklenburg-Vorpommern 48 46 2
Niedersachsen 13.440 11.194 8543) /3314)

Nordrhein-Westfalen 74.000 70.400 400
Rheinland-Pfalz 9.774 8.893 802
Saarland 1.381 1.339 167
Thüringen 80 80 0
Schleswig-Holstein keine Angaben
1) 4 in Prüfung; 2) 112 Nichtangeschriebene; 3) nach Infokampagne; 4) nach Abfrage Da

te
n:

DG
B 

Re
fe

ra
t M

ig
ra

tio
ns

po
lit

ik



Behördentagung in Eisenach 

„Die Stadtverwaltung soll nicht wie
eine Drohkulisse für unsere ausländi-
schen Mitbürger wirken, sondern ein
Anlaufpunkt sein, in dem ihnen aktiv,
unterstützend, verständnisvoll bei
ihren Problemen geholfen wird“ – so
der Oberbürgermeister der Stadt
Eisenach, Gerhard Schneider, in sei-
nem Grußwort an die Behörden-
tagung des Bereichs Migration &
Qualifizierung beim DGB Bildungs-
werk. Genau darum ging es auf der
Tagung am 26. und 27. Oktober in der
thüringischen Stadt. Das Thema hieß:
„Interkulturelle Öffnung: Visionen –
Leitbilder – Praxis.“

Dass das Thema an vielen Stellen viru-
lent ist, wurde auch im Einführungs-
referat von Katrin Möltgen klar, die an
der Fachhochschule für öffentliche
Verwaltung in Nordrhein-Westfalen
lehrt. Dort werden Beschäftigte des
gehobenen Dienstes der öffentlichen
Verwaltung ausgebildet. Einbezogen
wird dabei seit Kurzem auch das
Themenfeld interkulturelle Öffnung.
Diese – so Möltgen – ist nötig, um die
Angebote und Leistungen der
Verwaltungen an eine durch
Einwanderung veränderte soziale
Umwelt anzupassen.

Allerdings ist der Weg dahin nicht unbe-
dingt kurz. Die Vorgehensweise verdeut-

licht das. Zunächst einmal müssen die
Lehrenden für die Aufgabe fit gemacht
werden. Das geschieht durch eine ge-
zielte Weiterbildung von 15 Dozenten,
die ihre erworbenen Kompetenzen
dann an ihre Kolleginnen und Kolle-
gen weitervermitteln. Dann müssen
gegebenenfalls die Curricula ange-
passt werden. Im nächsten Schritt ge-
langen die Inhalte über die Lehrveran-
staltungen an die Studierenden. Und
erst wenn sie aktiv im Beruf stehen, ist
der Transfer in die Praxis abgeschlossen.

Ein anderer – ergänzender – Weg ist die
Entwicklung von Leitbildern. Die Diskus-
sion zeigte, dass es hier bereits einige
Beispiele gibt. So sind etwa in Eschwei-
ler, Augsburg, Erlangen, Görlitz, Lüden-
scheid Leitbilder für eine interkulturelle
Öffnung der Verwaltungen verabschie-
det worden oder werden zurzeit vor-
bereitet. Zum Teil sind sie Bestandteil
der Leitbilder für ein interkulturelles
Zusammenleben in der Gemeinde.

Allerdings zeigt sich in der Praxis, dass
deren Umsetzung oft nicht ganz ein-
fach ist. Vom Ansatz her gibt es zwei
unterschiedliche Vorgehensweisen. So
besteht die Möglichkeit, eine Beauf-
tragtenstelle zu schaffen, in der von
außerhalb der Verwaltungsstrukturen
agiert wird. Es kann aber auch die
Beauftragtenstelle in den Strukturen
verankert werden. Beispiele finden
sich für beide Varianten.

Eine Antwort auf die Frage, was besser
funktioniert kann es kaum geben, da
das immer von den kommunalen Ge-
gebenheiten anhängt. Wichtig aber ist
der Austausch darüber, was wie funk-
tioniert und auch wo es schon einmal
hakt. Und eben das wurde auf der Be-
hördentagung geleistet. Und der Aus-
tausch wird fortgesetzt – über eine
Vernetzung der Interessierten und

dann auf der nächsten Behörden-
tagung 2006 in Hannover.

Weitere Informationen
DGB Bildungswerk 
Bereich Migration & Qualifizierung
Dr. Mohammad Heidari
Telefon 02 11/43 01-1 41
mohammad.heidari@dgb-bildungs-
werk.de

INTERKULTURELLE ÖFFNUNG – 
EIN VIRULENTES THEMA

Die neue PISA-Studie und
Jugendliche mit
Migrationshintergrund

Der zweite Ländervergleich der PISA-
Studie (Programme for International
Student Assessment) mit den 2003
erhobenen Daten ist am 3. November
veröffentlicht worden. Die Studie ist
von der OECD erstmalig im Jahr 2000
durchgeführt worden. Für die Studie
wurden 15-jährige Schülerinnen und
Schüler aller Schulformen auf ihre
Kompetenzen in den Bereichen Na-
turwissenschaften, Lesen und Mathe-
matik getestet, wobei der Schwer-
punkt 2003 in der Mathematik lag.

Deutschland hat sich insgesamt gegen-
über der Studie aus dem Jahr 2000
etwas verbessert, wobei die Verbesse-
rungen vor allem an den Gymnasien
zu verzeichnen sind. Bei den Haupt-
schülern sind keine statistisch signifi-
kanten Verbesserungen zu beobachten,
das heißt, die Schere zwischen den

Hauptschulen und Gymnasien klafft
immer weiter auseinander. Interessant
ist, dass auf diesen Fakt vom Bundes-
ministerium für Bildung und For-
schung ausdrücklich verwiesen wurde.

Das eigentliche Ergebnis der Studie ist
aber nicht die marginale Verbesserung
Deutschlands im OECD-Durchschnitt,
sondern die Tatsache, dass in Deutsch-
land nach wie vor die Chancen auf
höhere Schulbildung stärker von der
sozioökonomischen Situation des El-
ternhauses zusammenhängen als in
anderen Ländern. Schülerinnen und
Schüler mit Migrationshintergrund
erreichen national wie auch interna-
tional schlechtere Ergebnisse als
SchülerInnen ohne Migrationshinter-
grund. Auffällig dabei ist, dass Ju-
gendliche der ersten Generation, also
Jugendliche, deren Eltern im Ausland,

sie selbst aber in Deutschland gebo-
ren wurden, ein geringeres Kompe-
tenzniveau bezogen auf die in der
PISA-Studie abgefragten Inhalte vor-
weisen, als zugewanderte Jugendliche.

Für Jugendliche mit Migrationshinter-
grund ergibt sich aus der PISA-Studie
eine wenig erfreuliche Situation. Mehr-
heitlich aus sozial schwachen Familien
kommend, ist ihre Chance auf höhere
Schulbildung vergleichsweise gering.
Gleichzeitig haben sich die Kompeten-
zen auf den Hauptschulen, die von der
Mehrzahl der ausländischen Jugend-
lichen besucht werden, nicht verbes-
sert. Hier besteht ganz offensichtlich
Handlungsbedarf.

http://www.bmbf.de/de/3292.php
http://pisa.ipn.uni-kiel.de/
http://www.gew.de/PISA_2003.html
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Erster Bericht der „Weltweiten
Kommission zur Internationalen
Migration“ der UN

Die vor rund zwei Jahren gegründete
unabhängige UN-Organisation „Global
Commission on International Migra-
tion“ (Weltweiten Kommission zur
Internationalen Migration – GCIM)
veröffentlichte Anfang Oktober 2005
ihren ersten Bericht. UNO-General-
sekretär Kofi Annan formulierte die
Aufgaben der Kommission zu ihrer
Gründung so: „Sie kann dazu beitra-
gen, internationale Normen und wir-
kungsvolle Maßnahmen zu formulie-
ren, die die Migration im Sinne aller
regelt.“

Knapp zwei Jahre später löste die
Kommission dieses Versprechen ein
und legte ihren Bericht „Migration in
an interconnected world: New direc-
tions for action“ vor.

Im Zentrum des Berichts stehen sechs
Handlungsempfehlungen. Zuerst soll
der Zustand der – oftmals aus vielfäl-
tigsten Gründen – erzwungenen Mig-
ration abgelöst werden, von der
„Migration nach Wahl“. Das heißt,
alle Menschen sollen zuerst einmal
die Möglichkeit bekommen, in ihrer
Heimat glücklich zu werden: „Frauen,
Männer und Kinder sollten die Mög-
lichkeit haben, ihr Potenzial, ihre

Bestrebungen und die Anerkennung
ihrer Menschenrechte in ihrem Hei-
matland zu entfalten und aus freien
Stücken migrieren, nicht aus einer Not
heraus.“

Zweitens sollen die Auswirkungen der
Migration auf das Herkunftsland wie
auf das Aufnahmeland stärker in den
Fokus gerückt werden: „Den Wert,
den Migranten sowohl bei der Ent-
wicklung und Armutsbekämpfung in
ihren Herkunftsländern, als auch bei
der Erhaltung des Wohlstandes in den
Aufnahmeländern darstellen, sollte
anerkannt und gefördert werden.“
Deshalb sollte die internationale Mig-
ration ein integraler Bestandteil von
nationalen, regionalen und globalen
Strategien für wirtschaftliches Wachs-
tum werden.

Außerdem seien die Stärkung des sozia-
len Zusammenhalts durch Integration,
der Schutz der Rechte von Migranten,
die Enttabuisierung des Themas „ille-
gale Migration“ und eine verbesserte
Zusammenarbeit bei der Steuerung
von Migration zwischen den einzelnen
Staaten wichtig.

Weitere Informationen und den kom-
pletten Bericht gibt es unter der
Internetadresse:

www.gcim.org.

MIGRATION DARF
KEIN ZWANG SEIN
UND IHR WERT MUSS
ERKANNT WERDEN

Kenan Kolat neuer Vorsitzender
der Türkischen Gemeinde in
Deutschland

Ende Oktober wurde Kenan
Kolat, Geschäftsführer des Tür-
kischen Bundes Berlin-Bran-
denburg, zum neuen Bundes-

vorsitzenden der Türkischen Gemeinde
in Deutschland gewählt. Der bisherige
Vorsitzende Prof. Dr. Hakki Keskin hat
nach seinem Einzug in den Bundestag
sein Amt niedergelegt. Neuer stellver-

tretender Bundesvorsitzender wurde
Prof. Dr.Yahya Açil. Die bisherigen weite-
ren fünf Stellvertreter blieben im Amt.

Kenan Kolat appellierte nach seiner
Wahl an die künftigen Regierungs-
parteien CDU/CSU und SPD, die recht-
liche und soziale Lage der türkischen
Minderheit zu verbessern und die
Beziehungen mit der Türkei zu intensi-
vieren. Kolat: „Die Türkische Gemein-
de in Deutschland ist bereit, eine
Brückenfunktion zu übernehmen.“ 

„BEREIT, BRÜCKEN-
FUNKTIONEN 
ZU ÜBERNEHMEN“

Bericht zu den Reaktionen auf
die Londoner Anschläge

Die Europäische Stelle zur
Beobachtung von Rassis-
mus und Fremdenfeindlich-
keit (EUMC) veröffentlichte

am 10. November 2005 einen detail-
lierten Bericht zu den Auswirkungen
der Bombenanschläge vom 7. Juli in
London auf die muslimische Minder-
heit in der EU. Die Daten und Informa-
tionen wurden zwischen Juli und
Oktober 2005 in allen 25 Mitglied-
staaten gesammelt.

Nach den Bombenanschlägen hätte die
Londoner Polizei vorübergehend einen
steilen Anstieg im Bereich der glaubens-
motivierten Hasskriminalität beobach-
tet, so Beate Winkler, Direktorin der
EUMC. „Aufgrund der Anschläge fühl-
ten sich viele britische Muslime ge-
fährdet.“ Die energische Haltung der
britischen Regierung, die sich sowohl
in der Verurteilung der Anschläge, als
auch mit der Bekundung hervortat,
jegliche Angriffe auf die muslimische
Gemeinschaft zu unterbinden, hat laut
Winkler „die richtige Wirkung“ gehabt.
Die Vorfälle sanken recht schnell wieder
auf den vor dem Attentat verzeichneten
Stand.Auch die Regierungen in anderen
EU-Mitgliedstaaten folgten ausnahms-
los dem britischen Beispiel und zogen
bei der Verurteilung der Anschläge eine
klare Abgrenzung zwischen den Atten-
taten und dem muslimischen Glauben.
„Die europaweit geschlossene Haltung
war ein ausgezeichnetes Beispiel für
Zusammenhalt.“, so Winkler.

Im Bericht wird außerdem festgestellt,
dass die Anschläge vom 7. Juli in meh-

reren Mitgliedstaaten „zu neuen poli-
tischen Initiativen und einer breiten
öffentlichen Diskussion hinsichtlich
der Integration von Minderheitsgesell-
schaften geführt haben“.

Zusammenfassend meint Winkler:
„Wir begrüßen die Entschiedenheit,
mit der führende Politiker auf islam-
feindliche Vorfälle reagiert haben. Die
eigentliche Herausforderung besteht
nun darin, inwieweit es gelingt, diese
positiven Initiativen weiterzuverfolgen
und den gesellschaftlichen Zusammen-
halt langfristig zu fördern.“

Die Sammlung von Daten über die
Situation muslimischer Gemeinschaften
im Zusammenhang mit den Anschlä-
gen in London wird jedoch unvermin-
dert fortgesetzt. Eine umfassende
Analyse zu Auswirkungen und Wirk-
samkeit von Regierungsmaßnahmen
oder Initiativen der muslimischen
Organisationen wird Anfang 2006
erscheinen.

Der Bericht „The Impact of 7 July
2005 London Bomb Attacs on Muslim
Communities in the EU“ kann herunter-
geladen werden unter folgenden
Adressen:

www.eumc.eu.int
www.migration-online.de/ 
eumc-bomb-attacs
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KOMMENTAR

Alexandra Willer,
stellvertretende ver.di-Ver-
trauensleutesprecherin und
Personalrats-Vorsitzende

Im Frühjahr 2004 wurde am Uni-
versitätsklinikum Essen ein neuer
Personalrat für die nicht-wissen-
schaftlich Beschäftigten gewählt.

Es fand ein kleiner Generationswech-
sel statt. Und wie immer, wenn neue
Menschen mit (neuen) Ideen „ans
Ruder“ kommen, nehmen sie sich viel
vor. So auch wir, als wir vor anderthalb
Jahren angetreten sind.

Relativ schnell wurden wir mit einer
Realität des Alltags von Kolleginnen
und Kollegen, die keinen deutschen
Pass haben, konfrontiert, den so ge-
nannten vorsorglichen Kündigungen.

Der Arbeitgeber Uniklinikum beschäf-
tigt Menschen, die befristete Aufent-
halts- bzw. Arbeitserlaubnisse haben.
Läuft eine der beiden Erlaubnisse aus,
kündigt er sie vorsorglich zum Termin
des Ablaufens. Können sie die Verlän-
gerung vorweisen, beschäftigt er sie
ohne Unterbrechung weiter, zumal
viele der Betroffenen unbefristete
Arbeitsverträge haben.

Dies war keine neue Praxis, aber der
neue Personalrat fragte sich, ob man
diesen Ablauf nicht vereinfachen
könnte, zumal die Betroffenen durch
den Ämterlauf regelmäßig mehrere
Tage Urlaub verloren. Da die Erlaub-
nisse zum Teil nur für drei Monate
ausgestellt werden, ist dies eine ziem-
liche (unnötige) Belastung. Dass wir
an den, in unseren Augen rückständi-
gen, Gesetzen nichts ändern können,
war uns klar.

Anhand eines konkreten Falles über-
legte der Personalrat, wie er die Situ-
ation zumindest erleichtern könnte.Wir
nahmen Kontakt zum Ausländeramt
der Stadt Essen auf. Da mit dem
neuen Zuwanderungsgesetz die Auf-
gabenverteilung zwischen Agentur für
Arbeit und Ausländeramt weniger
strikt als zuvor ist, versuchten wir Ab-
sprachen mit dem Ausländeramt zu
treffen. Es kam zu einem gemeinsamen
Termin mit den Leitern des Ausländer-
amtes, dem Personaldezernenten des
Uniklinikums und einer Vertreterin des
Personalrates. Obwohl der Personalrat
zurzeit viele Streitigkeiten mit dem
Arbeitgeber Uniklinikum hat, muss

man die hervorragende Zusammen-
arbeit an dieser Stelle doch erwähnen.
Welcher Arbeitgeber verliert gerne
einen gut eingearbeiteten Beschäftig-
ten, nur weil die Gesetze dies so vor-
schreiben?

Wir haben Absprachen getroffen, was
das Vorhalten von Formularen des
Ausländeramtes bei der Sachbearbei-
tung im Klinikum betrifft, und somit
Wege reduziert. Die Bescheinigungen
des Klinikums für das Ausländeramt
werden standardisiert, und es gibt
andere Vereinfachungen. Das Wich-
tigste aber war, dass uns zugesagt
wurde, für Schwierigkeiten kurze
Wege zu verabreden. D.h., kommt
jemand in die Ausländeramtsmühlen,
meldet er sich beim Personalrat, und
dieser nimmt unverzüglich Kontakt zur
Leitung des Ausländeramtes auf. Diese
Regelungen haben wir auch mit den
Ausländerämtern der anderen umlie-
genden Städte versucht abzustimmen
(da der Wohnort und nicht der
Arbeitsplatz entscheidend ist). Dies ist
uns allerdings nicht so gut gelungen.

Das sind sicherlich sehr zweischneidi-
ge Maßnahmen. Wir schützen und
unterstützen diejenigen, die in der
Hierarchie der „Geduldeten“ schon
ziemlich oben stehen. Diejenigen in
den Abschiebegefängnissen, die in
ihren Zellen verbrennen und während
der Abschiebeflüge umkommen, ste-
hen ganz unten an der Leiter derjeni-
gen, die das gleiche Recht haben müss-
ten, hier in der Bundesrepublik leben
zu können.
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Berichtigung: In der letzten Ausgabe des Forum
Migration hatten wir das muslimische Opferfest
in den November verlegt. Das ist falsch. Es ist am
10. Januar 2006. Wir bitten um Entschuldigung.

Die folgenden Feiertage werden von ver-
schiedenen Religionen oder Nationali-
täten im Dezember begangen. All je-
nen, die feiern, wünschen wir alles Gute.

26.12.– 2.1. Chanukka
(jüdisch)
Dieses Lichterfest wird zur Erinnerung
an die Wiedereinweihung des Tempels

in Jerusalem nach dem Sieg der
Makkabäer über die Syrer im Jahre
164 v.Chr. gefeiert. In Erinnerung an
eine Öllampe, die acht Tage lang
brannte, wird symbolisch in einem
besonderen Leuchter mit acht Kerzen
täglich eine weitere Kerze entzündet,
bis am Schluss alle acht Kerzen bren-
nen.


